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Merkblatt zu den sonderpädagogischen Massnahmen 
für Schulärztinnen und Schulärzte 

Ausgangslage 

Mit der Revision des Volksschulgesetzes (VSG), welches ab 1.1.2022 in Kraft getreten ist, gab es im Be-

reich der sonderpädagogischen Massnahmen sowohl bei den Zuständigkeiten wie auch im Zuweisungs-

verfahren Veränderungen. Als Übersicht der in der Schullandschaft gemäss Gesetzgebung bestehenden 

Möglichkeiten wurde diese Zusammenfassung für Schulärztinnen und Schulärzte erstellt. 

 

Gesetzliche Grundlagen:  

Volksschulgesetz (BSG 432.210 VSG) 

Volkschulverordnung (BSG 432.211.1 VSV) 

Verordnung über die einfachen sonderpädagogischen und unterstützenden Massnahmen im Regelschul-

angebot (BSG 432.271.1 VMR) 

Verordnung zum besonderen Volksschulangebot (BSG 432.282 BVSV) 

 

 

Übersicht: Einfache sonderpädagogische und verstärkte sonderpädagogische Massnahmen 

 

 
 

Einfache sonderpädagogische Massnahmen: Spezialunterricht (SPU) und erweiterte Unterstützung 

(eU): 
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Zuweisungsverfahren:  

Einfache sonderpädagogische Massnahmen sind in der Kompetenz der Schulleitung. Nach vier Semes-

tern erfolgt eine Überprüfung durch die EB. 

Erweiterte Unterstützung: Empfehlung durch die EB, Verfügung vom Schulinspektorat. 

 

 

Verstärkte sonderpädagogische Massnahmen 

Als verstärkte sonderpädagogische Massnahmen gelten Massnahmen aus dem Angebot der besonderen 

Volksschule. Diese können separativ oder integrativ umgesetzt werden. Anspruchsberechtigt sind Kinder 

und Jugendliche, wenn sie erstens als Folge folgender primärer Einschränkungen/Behinderungen (mul-

tiple Formen möglich) auf besondere Massnahmen angewiesen sind: 

  

 Sprachentwicklung 

 Körper (beinhaltet neben der eigentlichen Körperbehinderung schwere Beeinträchtigungen auf 

der Ebene der Motorik und der Gesundheit)  

 Sehen 

 Hören 

 kognitive Entwicklung/«geistige Behinderung» 

 Verhalten und sozio-emotionale Entwicklung  

 Mehrfachbehinderung. 

 

und wenn zweitens die Massnahmen des Regelschulangebotes (Spezialunterricht etc.) nachweislich 

nicht hinreichend sind, um das Kind angemessen fördern zu können. 

 

Zum Angebot der besonderen Volksschule zählen: Heilpädagogische Schulen, Sprachheilschulen, Schu-

len für Mehrfachbehinderte, Blindenschule usw.  

 

Zuweisungsverfahren (Voraussetzungen für eine Bewilligung) 

Bei den verstärkten sonderpädagogischen Massnahmen ist immer die EB miteinzubeziehen. Diese klärt 

mit dem Standardisierten Abklärungsverfahren (SAV) den Bedarf des Schülers oder der Schülerin ab. 

Die Eltern und die anmeldende Schulen sowie die potenzielle besondere Volksschule werden in den Pro-

zess miteinbezogen. Die EB macht anschliessend zuhanden des Schulinspektorats eine Empfehlung für 

die weitere Schulung. Das Schulinspektorat verfügt die weitere Beschulung.  

 

Besteht bei einer Schülerin oder einem Schüler die Vermutung, dass er oder sie für eine Massnahme 

des besonderen Volksschulangebots anspruchsberechtigt ist muss er oder sie bis spätestens am 1. No-

vember des laufenden Schuljahres bei der EB angemeldet werden. Die EB muss bis am 1. März die 

Empfehlung beim Schulinspektorat eingereicht haben.  

 

Links zu den Prozessen:  

Definitionen und Prozesse zu den sonderpädagogischen Massnahmen (be.ch) 

https://www.akvb-unterricht.bkd.be.ch/de/start/sonderpaedagogische-massnahmen/definitionen-und-prozesse-zu-den-sonderpaedagogischen-massnahmen.html

